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E m p f e h l u n g e n  
der Ausschüsse 

EU - AV - U - Wi 

zu Punkt ... der 874. Sitzung des Bundesrates am 24. September 2010 
 
 

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des 
Rates zur Änderung der Richtlinie 97/68/EG hinsichtlich der Vor-
schriften für gemäß dem Flexibilitätssystem in Verkehr gebrachte 
Motoren 

KOM(2010) 362 endg. 

 

 

 

A 

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

empfiehlt dem Bundesrat, zu der Vorlage gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG wie folgt 
Stellung zu nehmen: 

1. Der Bundesrat nimmt den Vorschlag der Kommission für eine Richtlinie des 
Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 97/68/EG 
hinsichtlich der Vorschriften für gemäß dem Flexibilitätssystem in Verkehr ge-
brachte Motoren zur Kenntnis. 

2. Er weist darauf hin, dass vielerorts in den Ballungsräumen die europäischen 
Luftqualitätsstandards trotz der bereits eingeleiteten Maßnahmen nicht ein-
gehalten werden. Der Bundesrat bekräftigt seine Auffassung, dass ein wesentli-
cher Grund für die gegenwärtigen Probleme bei der Einhaltung der Grenzwerte  
für Luftschadstoffe in der fehlenden zeitlichen Harmonisierung der Anforde-
rungen des europäischen Rechts an die Luftqualität einerseits und an die Emis-
sionsbegrenzungen andererseits liegt. Die Länder haben durch umfangreiche  
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 Luftreinhalte-/Aktionspläne, wie z. B. Umweltzonen oder Lkw-Durchfahrtsver-

bote, Maßnahmen ergriffen, um zu einer mittelfristigen bis langfristigen Einhal-
tung der Immissionsgrenzwerte zu gelangen. Darüber hinaus sind insbesondere 
Maßnahmen, die direkt an der Quelle ansetzen, von besonderer Bedeutung, um 
die Grenzwerte einhalten zu können. 

3. Der Bundesrat ist der Auffassung, dass der vorliegende Vorschlag der Kommis-
sion den bisherigen Anstrengungen zur Einhaltung der Immissionsgrenzwerte 
zuwiderläuft und dem Erfordernis einer zeitlichen Harmonisierung der Anforde-
rungen des europäischen Rechts an die Luftqualität und an die Emissionsbe-
grenzungen nicht Rechnung trägt.  

4. Der Bundesrat bittet daher die Bundesregierung, den Vorschlag für die Richtli-
nie bei den Verhandlungen abzulehnen und von der Kommission stattdessen ei-
nen Vorschlag für eine Nachrüststrategie mit Partikel- und Stickoxid-Minde-
rungssystemen für mobile Maschinen und Geräte einzufordern sowie bei der 
EU insgesamt darauf hinzuwirken, dass die europäische Immissionsschutz- und 
Emissionsgesetzgebung harmonisiert wird. 

5. Der Bundesrat empfiehlt, nur solche wirtschaftspolitischen Maßnahmen zur 
Stabilisierung einzelner Wirtschaftsbranchen im Rahmen der Finanz- und Wirt-
schaftskrise zu ergreifen, die keine negativen Auswirkungen auf Umwelt und 
Mensch, insbesondere die lufthygienischen Belange haben. Er erinnert daran, 
dass auch Anreize zur Entwicklung umweltfreundlicher Technologien eine 
wichtige wirtschaftspolitische Maßnahme darstellen können. 

B 

6. Der federführende Ausschuss für Fragen der Europäischen Union,  

der Ausschuss für Agrarpolitik und Verbraucherschutz und 

der Wirtschaftsausschuss 

empfehlen dem Bundesrat, von der Vorlage gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG Kennt-
nis zu nehmen. 


